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des § 45 Abs. 1 S. 1 StPO, soweit n�tig, europarechtskon-
form auf zwei Wochen auszudehnen.7

III. Folgefragen. Drei Folgefragen sind jedoch bislang unge-
kl�rt.

1. Zun�chst versteht es sich von selbst, dass ein ausl�ndischer
Beschuldigter nur dann »in die gleiche Lage versetzt wird, als
sei ihr der Strafbefehl pers�nlich zugestellt worden« (Leit-
satz 2), wenn ihm keine nachteiligen Kostenfolgen drohen;
nur dann ist ihm gleichermaßen die »wirksame Aus�bung
der Rechte nach Art. 6 der Richtlinie 2012/13« (Leitsatz 3)
erm�glicht. Daher fallen hier etwaige Kosten der Wiederein-
setzung, abweichend von § 473 Abs. 7 StPO, zwingend der
Staatskasse zur Last.8

2. Daneben wird in der Literatur teilweise behauptet, dass
nur bei fehlendem Verschulden in die versp�tete Kenntnis-
nahme vom Strafbefehl Wiedereinsetzung zu gew�hren sei.9

Dem ist in dieser Sonderkonstellation trotz des Wortlauts des
§ 44 S. 1 StPO zu widersprechen: Nach den klaren Worten
des EuGH ist der Beschuldigte nach tats�chlicher Kenntnis-
erlangung »in die gleiche Lage [zu versetzen], als sei [ihm] der
Strafbefehl pers�nlich zugestellt worden« (Leitsatz 2). Dies
w�rde aber konterkariert, wenn man die Zul�ssigkeit des
Einspruchs von einer – und sei es auch nur reduzierten –
Verschuldenspr�fung abh�ngig machte. Allein bei Rechts-
missbrauch (etwa einer Vereitelung der tats�chlichen Kennt-
nisnahme, bis Verj�hrung eingetreten ist) erscheint eine Ver-
sagung des Einspruchs m�glich, ohne dass hierdurch eine
»wirksame Aus�bung der Rechte nach Art. 6 der Richtlinie
2012/13« behindert w�rde.

3. Schließlich zur Belehrungspflicht nach § 409 Abs. 1 Nr. 7
StPO: Die dort statuierte Belehrung muss »die wirksame
Aus�bung der Rechte nach Art. 6 der Richtlinie 2012/13 er-
m�glich[en]« (Leitsatz 3), darf ausl�ndische Beschuldigte
nicht diskriminieren und darf diese insbesondere nicht fak-
tisch von einer Einspruchseinlegung abhalten. Daher muss
die Belehrung die vorgenannte, erweiterte M�glichkeit zur
Einspruchseinlegung klar zum Ausdruck bringen. Daher
sind Beschuldigte zu belehren, dass ihnen die volle zweiw�-
chige Einspruchsfrist ab ihrer pers�nlichen Kenntnisnahme
vom Strafbefehl selbst dann zur Verf�gung steht, wenn der
Strafbefehl infolge der Zustellung an einen Zustellungsbe-
vollm�chtigten rechtskr�ftig geworden sein sollte.

Wiss. Mit. Dr. Dominik Brodowski, LL.M. (UPenn),
Frankfurt/M.

Zustellung des Strafbefehls an
fremdsprachige Beschuldigte

StPO § 37 Abs. 3; GVG § 187

Art. 3 der Richtlinie 2010/64/EU des Europ�ischen Parla-
ments und des Rates vom 20.10.2010 �ber das Recht auf
Dolmetschleistungen und �bersetzungen in Strafverfah-

ren ist dahin auszulegen, dass ein Rechtsakt wie ein im
nationalen Recht vorgesehener Strafbefehl zur Sanktio-
nierung von minder schweren Straftaten, der von einem
Richter nach einem vereinfachten, nicht kontradiktori-
schen Verfahren erlassen wird, eine »wesentliche Unter-
lage« im Sinne des Abs. 1 dieses Artikels darstellt, von der
verd�chtige oder beschuldigte Personen, die die Sprache
des betreffenden Verfahrens nicht verstehen, gem�ß den
von dieser Bestimmung aufgestellten Formerfordernis-
sen eine schriftliche �bersetzung erhalten m�ssen, um
zu gew�hrleisten, dass sie imstande sind, ihre Verteidi-
gungsrechte wahrzunehmen, und um so ein faires Ver-
fahren zu gew�hrleisten. (amtl. Ls. in dt. �bersetzung)

EuGH (5. Kammer), Urt. v. 12.10.2017 – C-278/16 (LG Aachen)

Anmerkung: I. Strafbefehl als »Urteil« i.S.d. § 37 Abs. 3 S. 1
StPO: In �berzeugender Weise stellt die F�nfte Kammer des
EuGH klar, dass es nicht nur ein Gebot der Verfahrensfair-
ness, sondern des (sekund�ren) Unionsrechts ist, einen Straf-
befehl in eine Sprache zu �bersetzen, die der Beschuldigte
auch versteht. Denn nur dann wird er verl�sslich in die
Lage versetzt, die ihm einger�umten Verfahrensrechte –
und damit insbesondere das Recht zur Einlegung eines Ein-
spruchs – wahrzunehmen. Dieses Gebot ist nicht nur auf
Unionsb�rger begrenzt, sondern auf alle Personen auch aus
Drittstatten zu erstrecken, die nicht der deutschen Sprache
m�chtig sind – dies verdeutlicht die weitreichende praktische
Dimension des EuGH-Urteils vom 12.10.2017.

In seinem Urteil beantwortet der EuGH zwar nicht explizit
die konkret gestellte Vorlagefrage des LG Aachen, ob ein
»Urteil« im Sinne des § 37 Abs. 3 S. 1 StPO auch ein Straf-
befehl sein kann. Das beruht (auch) darauf, dass der EuGH
zur Auslegung nationalen Rechts nicht berufen ist, sondern
nur zur Auslegung des Unionsrechts.1 Im Rahmen der »fak-
tische[n] Pr�judizwirkung«2 des EuGH-Urteils sind nun-
mehr jedoch alle Gerichte und auch die Strafverfolgungsbe-
h�rden dazu berufen, durch unionsrechtskonforme Ausle-
gung des nationalen Strafverfahrensrechts dem Gebot
Rechnung zu tragen, dass auch Strafbefehle als Kombinati-
on von Anklageschrift und Urteil (Rn. 31: »Unter diesen
Umst�nden stellt ein ... Strafbefehl zugleich eine Anklage-
schrift und ein Urteil im Sinne des Art. 3 Abs. 2 der Richt-
linie 2010/64 dar«) einem fremdsprachigen Beschuldigten
erforderlichenfalls3 in schriftlicher �bersetzung zu �bersen-
den sind.

Das hat f�r die praktische Handhabung des deutschen Straf-
prozessrechts erhebliche Konsequenzen. Der in Rn. 33 des
Urteils ge�ußerten Maßgabe, dass eine fremdsprachige Per-
son bei bloßer �bermittlung eines in deutscher Sprache
(§ 184 GVG) verfassten Strafbefehls »nicht in der Lage [ist],
die ihr gegen�ber erhobenen Vorw�rfe zu verstehen, und [...]
somit ihre Verteidigungsrechte nicht wirksam aus�ben
[kann], wenn sie nicht eine �bersetzung des Strafbefehls in
eine ihr verst�ndliche Sprache erh�lt«, l�sst sich dabei nur
umfassend Rechnung tragen, wenn man § 37 Abs. 3 S. 1
StPO unionsrechtskonform und mit Teilen der bisherigen

7 Z�ndorf NStZ 2017, 38 (43); Brodowski StV 2016, 205 (211); i.E. ebenso,
wenn auch mittels einer Konstruktion �ber eine Wiedereinsetzung in die ein-
w�chige Wiedereinsetzungsfrist Kuhlhanek JR 2016, 207 (211).

8 Vgl. Brodowski StV 2016, 205 (211).
9 So Kuhlhanek JR 2016, 207 (212); ders. StV 2016, 813 (815).

1 Siehe nur Hecker, Europ�isches Strafrecht, 5. Aufl. 2015, Kap. 6 Rn. 10.
2 Siehe erneut Hecker (Fn. 1), Kap. 6 Rn. 16.
3 Ausnahmen erfordern eine unionsrechtliche Grundlage in den – eng auszule-

genden – Art. 3 Abs. 4, 7 und 8 RL 2010/64/EU.
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Rspr.4 dahingehend auslegt, dass ein Strafbefehl einem Urteil
im Sinne dieser Vorschrift gleichsteht – wie bekanntlich auch
in anderen normativen Kontexten, etwa im Wiederaufnah-
merecht nach § 373a Abs. 2 StPO. Die Wiedereinsetzung in
den vorigen Stand ist hingegen, entgegen anderen Teilen der
Rspr.5 und insbesondere anders als im Kontext der Zustel-
lung an Zustellungsbevollm�chtigte6 kein ad�quater Ersatz,
denn sie b�rdet die �bersetzungs(kosten)last – entgegen den
Maßgaben der RL 2010/64/EU – dem Beschuldigten auf.7

II. Eingrenzbare Konsequenzen f�r Neuf�lle. Zuk�nftig sind da-
her Strafbefehle, die sich gegen einen nach Aktenlage fremd-
sprachigen Beschuldigten als Angeklagten (§ 409 Abs. 1 Nr. 1
StPO, Nr. 110 Abs. 2 lit. a RiStBV) richten, stets zusammen
mit einer �bersetzung zuzustellen. Erfolgt dies nicht, beginnt
die Einspruchsfrist bis zur Zustellung der �bersetzung nicht
zu laufen,8 so dass der Strafbefehl vorerst weder rechtskr�ftig
noch vollstreckbar (§ 449 i.V.m. § 410 Abs. 3 StPO) wird.
Um bereits den Anschein eines rechtskr�ftigen Strafbefehls
zu vermeiden, empfiehlt es sich in derartigen F�llen gleich-
wohl, binnen der Zweiwochenfrist des § 410 Abs. 1 StPO
Einspruch einzulegen. Diesem Rechtsbehelf steht die unwirk-
same Zustellung nicht entgegen.9

III. Potentiell weitreichende Konsequenzen f�r Altf�lle – eine
fallgruppenbasierte Skizze: Vor dem Hintergrund des bereits
oben (unter I.) geschilderten personalen Anwendungsbe-
reichs der EuGH-Rspr. haben wir es bei der Frage der Aus-
wirkung des Urteils auf Altf�lle mit einem Problem großer
Zahlen zu tun. Nach den j�ngsten Angaben in der amtlichen
Rechtspflegestatistik sind allein in den Jahren 2013 bis 2016
– f�r 2017 liegen noch keine Daten vor, es d�rften aber wohl
unter Zugrundelegung des langj�hrigen Mittels wiederum
mehr als 560.000 F�lle dazugekommen sein – insgesamt
�ber 2,3 Millionen Antr�ge auf Erlass eines Strafbefehls (oh-
ne die F�lle des § 408a StPO) gestellt worden.10 Auch die
Mehrzahl an ver�ffentlichter Rspr. zur der hier diskutierten
Frage spricht daf�r, dass darunter eine erkleckliche Anzahl
von Strafbefehlen ist, die seit dem Inkrafttreten11 der § 37
Abs. 3 StPO, § 187 Abs. 2 GVG am 06.07.2013 ohne �ber-
setzung zugestellt wurden, obwohl sie nach den EuGH-Maß-
gaben �bersetzungsbed�rftig gewesen w�ren. F�r den Um-
gang mit solchen Altf�llen sind insgesamt sechs verschiedene
Fallgruppen zu unterscheiden:

1. Zustellung erfolgte vor dem 27.10.2013. Vor Ablauf der
Umsetzungsfrist am 27.10.2013 (Art. 9 RL 2010/64/EU)
musste diese Richtlinie – trotz teils widerspr�chlicher Rspr.
des EuGH zu der Frage einer etwaigen Vorwirkung von
Richtlinien12 – noch nicht zwingend bei der Auslegung des
§ 37 Abs. 3 StPO ber�cksichtigt werden. Es war bis dahin
zumindest vertretbar, jene Vorschrift nicht auf Strafbefehle
anzuwenden. Damit ist es auch vertretbar anzunehmen,
dass Zustellungen allein der deutschen Fassung des Strafbe-
fehls ohne eine �bersetzung bis zu diesem Datum die Ein-
spruchsfrist in Gang setzen konnten, so dass – bei Verstrei-
chenlassen der Einspruchsfrist – der Strafbefehl in dieser Fall-
gruppe rechtskr�ftig und vollstreckbar geworden ist.

2. Keine Einlegung eines Einspruchs nach dem 27.10.2013. Er-
heblich sind die Auswirkungen der EuGH-Judikatur – und
zwar sowohl auf der Prim�rebene der Bestandskraft strafpro-
zessualer Entscheidungen als auch mit Blick auf die fiskali-

sche Sekund�rebene –, wenn gegen einen �bersetzungsbe-
d�rftigen Strafbefehl nach dem 27.10.2013 kein Einspruch
eingelegt wurde. Wurde ab diesem Stichtag ein solcher Straf-
befehl ohne �bersetzung zugestellt, ist gegen diese Entschei-
dung – entsprechend der oben II. dargelegten Analyse – ein
Einspruch auch jetzt noch zul�ssig, soweit dem weder
Rechtsmissbrauch noch der Gedanke der Verwirkung entge-
genstehen.13 Dies f�hrt zu Weiterungen: Da ein unwirksam
zugestellter Strafbefehl weder rechtskr�ftig noch vollstreckbar
werden kann, haben die Strafverfolgungsbeh�rden – vorbe-
haltlich einer Nachholung der Zustellung und unter Beach-
tung der Regelungen �ber die Verfolgungsverj�hrung – von
einer Vollstreckung vorl�ufig Abstand zu nehmen.14 Wurde
der nur vermeintlich rechtskr�ftige Strafbefehl und insbeson-
dere eine darin ausgesprochene Geldstrafe bereits vollstreckt
(etwa durch Verrechnung mit einem hinterlegten Betrag,
§ 132 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 StPO), so kann diese – in den Gren-
zen von Treu und Glauben15 – auf Grundlage des allgemei-
nen �ffentlich-rechtlichen Erstattungsanspruchs (vorl�ufig)
zur�ckgefordert werden.

3. Verwerfung des Einspruchs als unzul�ssig. Wurde ein Ein-
spruch als unzul�ssig verworfen, bedeutet dies an sich,

4 LG Stuttgart [7. Gr. Strafkammer] StV 2014, 539 m. zust. Anm. Hinderer Stra-
Fo 2014, 293; Krenberger jurisPR-VerkR 18/2014 Anm. 6; LG Gießen NStZ-
RR 2015, 283 m. zust. Anm. Lange jurisPR-StrafR 17/2015 Anm. 3; LG Frei-
burg StV 2017, 667; siehe ferner BeckOK-StPO/Larcher, 27. Ed. 2017, § 37
Rn. 36a f.; SSW-StPO/Mosbacher, 2. Aufl. 2016, § 37 Rn. 54; tendenziell
auch LR-StPO/Graalmann-Scherer, 26. Aufl. 2014, Nachtr. § 37 Rn. 4; offen
gelassen in BVerfG, Beschl. v. 23.01.2017 – 2 BvR 2272/16 –, juris.

5 LG Ravensburg NStZ-RR 2015, 219; LG Stuttgart [19. Gr. Strafkammer],
Beschl. v. 13.9.2016 – 19 Qs 49/16, juris; ebenso Meyer-Goßner/Schmitt-
StPO, 60. Aufl. 2017, § 37 Rn. 31; KMR-StPO/Ziegler, Stand: 82. EL 2017,
§ 37 Rn. 59a; tendenziell auch SK-StPO/Weßlau, 4. Aufl. 2013, § 37 Rn. 46.

6 Siehe hierzu EuGH, Urt. v. 22.03.2017 – verb. Rs. C-124/16, C-188/16 und
C-213/16 = StV 2018, 69 (in diesem Heft vorstehend) m. Anm. Brodowski;
Z�rndorf JR 2017, 488.

7 Im Widerspruch zur RL 2016/64/EU steht auch der Verschuldensmaßstab des
§ 44 StPO; hierzu LG Ravensburg NStZ-RR 2015, 219 (220) unter Verweis
auf BVerfG StV 1995, 394. Dort heißt es: »Unzureichende Sprachkenntnisse
entheben den Ausl�nder allerdings nicht der Sorgfaltspflicht in der Wahrneh-
mung seiner Rechte, weshalb er sich in angemessener Frist Gewißheit �ber den
Inhalt des von ihm als amtlich erkanntes Schreiben verschaffen muß«. Wie bei
EuGH, Urt. v. 22.03.2017 – verb. Rs. C-124/16, C-188/16 und C-213/16
(Fn. 6) ließe sich dies zwar unionsrechtskonform korrigieren, nicht aber die
�bersetzungs(kosten)last.

8 BT-Drs. 17/12578, 14; OLG M�nchen StV 2014, 532; LR-StPO/Graal-
mann-Scherer (Fn. 4), Nachtr. § 37 Rn. 4; M�Ko-StPO/Valerius, 2014, § 37
Rn. 71; zur Heilungsm�glichkeit siehe BeckOK-StPO/Larcher (Fn. 4), § 37
Rn. 30a.E.

9 Siehe nur LG Frankfurt StraFo 2009, 22 (23); LG Stuttgart [7. Gr. Strafkam-
mer] NStZ-RR 2014, 216 (217; insoweit in StV 2014, 539 nicht abgedr.);
Meyer-Goßner/Schmitt (Fn. 5), § 410 Rn. 1; LR-StPO/G�ssel (Fn. 4), § 410
Rn. 7 f.

10 Vgl. Statistisches Bundesamt, Fachserie 10, Reihe 2.3, 2016, S. 14 f.
11 Art. 3 des Gesetzes zur St�rkung der Verfahrensrechte von Beschuldigten im

Strafverfahren (BGBl. 2013 I, S. 1938).
12 S. hierzu umfassend Grabitz/Hilf/Nettesheim, Das Recht der Europ�ischen

Union, Stand: 61. EL 2017, Art. 288 AEUV Rn. 118, 133 m.w.N.
13 Zum – eng begrenzten – Anwendungsbereich beider Rechtsinstitute im Straf-

prozessrecht LR-StPO/L�derssen/Jahn, 27. Aufl. 2016, Einl. M Rn. 3 und 43
m.w.N.

14 Zur materiell-strafrechtlichen Flankierung dieses Gebots in § 345 Abs. 3 S. 1
StGB siehe OLG Hamm NStZ 1983, 459.

15 Hier steht zu erwarten, dass das wenig konturscharfe Argumentationspotential
der R�ckausnahme von der Justizpraxis im Einzelfall genutzt werden wird,
denn der �ffentlich-rechtliche Erstattungsanspruch kann ausgeschlossen sein
oder jedenfalls gek�rzt werden, wenn das Erstattungsverlangen »den Wertvor-
stellungen aller billig und gerecht Denkenden widerspricht« (MAH Verwal-
tungsrecht/Jeromin/Kirchberg, 4. Aufl. 2017, § 18 Rn. 244 u.H.a. BVerwG
NJW 1998, 3135 [wo sich die altbekannte schl�pfrige Formel aber zumindest
nicht explizit wiederfindet]).
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dass der Strafbefehl in seiner urspr�nglichen Gestalt
rechtskr�ftig und vollstreckbar geworden ist. Denn nur
dieser, nicht aber der Verwerfungsbeschluss steht einem
Urteil gleich (§ 410 Abs. 3 StPO). Die formelle Rechts-
kraft des Verwerfungsbeschlusses bezieht sich allerdings
nur auf den bereits eingelegten Einspruch; ihm kann keine
Sperrwirkung f�r eine erneute Einspruchseinlegung ent-
nommen werden. Da ein unzureichend zugestellter Straf-
befehl jedoch nicht rechtskr�ftig werden konnte, kann da-
her nunmehr noch Einspruch eingelegt werden,16 zumal
§ 359 StPO grunds�tzlich nur auf rechtskr�ftige Urteile17

anwendbar ist. Die Frage, wann diese Einspruchsm�glich-
keit unter Ber�cksichtigung des Rechtsmissbrauchs- und
Verwirkungsgedankens endet, kann nur mit Blick auf
den Einzelfall entschieden werden. Dabei wird freilich –
wie auch sonst im Wiedereinsetzungsrecht bei Strafbefeh-
len18 – auf die Kenntnis des Angeklagten, nicht diejenige
eines etwa mandatierten Verteidigers aus der Lekt�re der
Tagespresse und Fachzeitschriften wie dieser abzustellen
sein. Ab dem Zeitpunkt dieser positiven Kenntnis d�rften
die vom BVerfG19 in anderem Zusammenhang bereits ge-
billigten Kriterien der Verwirkung durch treuwidriges Zu-
warten des Beschuldigten vor der Einlegung eines Rechts-
behelfs einschl�gig sein.

4. R�cknahme des Einspruchs. Wurde der Einspruch zur�ck-
genommen, so steht bei formaler Betrachtung der Rechts-
kraft des Strafbefehls zwar dessen unzureichende Zustellung
entgegen. Eine erneute Einspruchseinlegung erscheint indes-
sen – jedenfalls bei typisierender Betrachtung – in dieser Fall-
gruppe als rechtsmissbr�uchlich (Gedanke des venire contra
factum proprium), weshalb ein Rechtsschutzbed�rfnis regel-
m�ßig nicht bestehen d�rfte.20

5. Einspruch wurde als zul�ssig erachtet. Wurde die Ein-
spruchseinlegung als zul�ssig erachtet, so f�hrte dies im ge-
setzlichen Normalfall zu einer erstinstanzlichen Hauptver-
handlung unter Beachtung von §§ 185, 187 GVG und so-
dann zu einem Urteil. Soweit im Hauptverfahren vor dem
Amtsgericht § 37 Abs. 3 S. 1 StPO beachtet wurde, konnte
dieses Urteil rechtskr�ftig und damit auch vollstreckbar wer-
den. Auf die unwirksame Zustellung des Strafbefehls kommt
es daher nach prozessualer �berholung in dieser Fallgruppe
�berhaupt nicht mehr an.

6. Verwerfung des Einspruchs gem. § 412 S. 1 i.V.m. § 329
Abs. 1 StPO. Voraussetzung eines Verwerfungsurteils gem.
§ 412 S. 1 i.V.m. § 329 Abs. 1 StPO ist zwar ein wirksam
zugestellter Strafbefehl.21 Gleichwohl erw�chst in dieser letz-
ten Fallgruppe das Verwerfungsurteil in Rechtskraft und
steht daher einer erneuten Einspruchseinlegung im Wege.
Da § 359 Nr. 6 StPO derzeit (noch) ganz vorherrschend
nicht nur auf Entscheidungen des EGMR, sondern auch
auf Entscheidungen mit inter partes-Wirkung beschr�nkt
ausgelegt wird,22 kommt auch eine auf den vorstehenden
EuGH-Leitsatz gest�tzte Wiederaufnahme kaum mit prakti-
scher Aussicht auf Erfolg in Betracht.

Wiss. Mit. Dr. Dominik Brodowski, LL.M. (UPenn), und
Prof. Dr. Matthias Jahn, Richter am OLG, Frankfurt/M.

Polizeiliche und strafprozessuale
Datenerhebungen; Reichweite von Art. 10
GG

BKAG §§ 20v Abs. 2 S. 2, 20w Abs. 2 S. 2; StPO §§ 35, 94, 98,
101 Abs. 7 S. 2; EGGVG § 23 Abs. 1; GG Art. 10

1. F�r den nachtr�glichen Rechtsschutz gegen bereits er-
ledigte verdeckte polizeiliche �berwachungsmaßnah-
men zur Abwehr von Gefahren des internationalen Terro-
rismus nach §§ 20g bis 20n BKAG ist nicht der ordentli-
che, sondern ausschließlich der Verwaltungsrechtsweg
er�ffnet; das gilt auch, wenn wegen des zugrundeliegen-
den Sachverhalts ein strafrechtliches Ermittlungsverfah-
ren gef�hrt wird und somit gem. § 20w Abs. 2 S. 2
BKAG die Benachrichtigung der von diesen �berwa-
chungsmaßnahmen betroffenen Personen durch die
Strafverfolgungsbeh�rde entsprechend den Vorschriften
des Strafverfahrensrechts durchzuf�hren ist. (amtl. Leit-
satz)

2. Der zugangsgesicherte Kommunikationsinhalt in ei-
nem E-Mail-Postfach, auf das der Nutzer nur �ber eine
Internetverbindung zugreifen kann, unterf�llt dem
Schutz des Fernmeldegeheimnisses (Art. 10 Abs. 1 GG).
Das Fernmeldegeheimnis kn�pft an das Kommunikati-
onsmedium an und will jenen Gefahren f�r die Vertrau-
lichkeit begegnen, die sich gerade aus der Verwendung
dieses Mediums ergeben, das einem staatlichen Zugriff
leichter ausgesetzt ist als die direkte Kommunikation un-
ter Anwesenden.

3. Eine derartige Gefahrenlage besteht aufgrund der be-
sonderen Schutzbed�rftigkeit des Nutzers auch f�r die
F�lle der auf einem Mailserver des Providers (zwischen-
oder end-) gespeicherten E-Mails, weil der Kommunikati-
onsteilnehmer keine M�glichkeit hat, die Weitergabe der
E-Mails durch den Provider zu verhindern. Da Art. 10
Abs. 1 GG die Vertraulichkeit der Kommunikation
sch�tzt, ist die Kenntnisnahme, Aufzeichnung und Ver-
wertung kommunikativer Daten ohne Einwilligung des
Betroffenen, aber auch schon die Anordnung des Zugriffs

16 Siehe n�her soeben III.2.
17 Siehe n�her Meyer-Goßner/Schmitt-StPO (Fn. 5), Vor § 359 Rn. 5 m.w.N.;

LR-StPO/G�ssel (Fn. 4), Vor § 359 Rn. 49 ff.
18 Seit RGSt 40, 118 (120 ff.); vgl. BGHSt 14, 306 (308 ff.); BVerfG [3. Kammer

des 2. Senats], NJW 1994, 1856; KK-StPO/Maul, 7. Aufl. 2013, § 44 Rn. 30;
Jahn JuS 2012, 1044 (1045) m.w.N.

19 BVerfGK 13, 382 (388) m. insoweit zust. Anm. Jahn JuS 2008, 554 (555) f�r
die Beschwerde nach § 304 StPO: »Das Rechtsschutzbed�rfnis kann entfallen,
wenn die versp�tete Geltendmachung eines Anspruchs gegen Treu und Glau-
ben verst�ßt, etwa weil der Berechtigte sich versp�tet auf das Recht beruft
(Zeitmoment) und unter Verh�ltnissen unt�tig geblieben ist, unter denen ver-
n�nftigerweise etwas zur Wahrung des Rechts unternommen zu werden pflegt
(Umstandsmoment)«.

20 S. nochmals die 3. Kammer des 2. Senats in BVerfGK 13, 382 (388);
Jahn/Krehl/L�ffelmann/G�ntge, Die Verfassungsbeschwerde in Strafsachen,
2. Aufl. 2017, Rn. 308 m.w.N.

21 OLG Karlsruhe StV 1995, 8 (9); KK-StPO/Maur (Fn. 18), § 412 Rn. 3
m.w.N.

22 Zur Beschr�nkung inter partes s. nur OLG Bamberg BeckRS 2013, 05389;
LR-StPO/G�ssel (Fn. 4), § 359 Rn. 193; KK-StPO/Schmidt (Fn. 18), § 359
Rn. 39; BeckOK-StPO/Singelnstein (Fn. 4), § 359 Rn. 35a; a.A. LG Ravens-
burg NStZ-RR 2001, 115 (116); Weigend StV 2000, 384 (388); Ambos NStZ
2002, 628 (629) sowie (de lege ferenda) Swoboda HRRS 2009, 188 (192)
m.w.N. Zur Frage der Wiederaufnahme bei Verstoß gegen Uni-
ons(grund)rechte siehe (abl.) OLG Karlsruhe Justiz 2005, 21 sowie (insb. de
lege ferenda) SK-StPO/Frister (Fn. 5), § 359 Rn. 89; Schmahl/K�ber EuZW
2010, 927. Zu gegenl�ufigen Tendenzen in �sterreich siehe grdlg. OGH, Be-
schl. v. 01.08.2007 – 13 Os 135/06 m (inter partes) sowie EuGH, laufende
Rs. C-234/17 (XC u.a.) (Anwendbarkeit auf Unionsrecht).
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